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Erklärung der GBM zum Elend der Flüchtlinge in Berlin 

 

Die GBM als Menschenrechtsorganisation ist aufs Tiefste von der Handlungsweise deutscher 

Behörden gegenüber den in Berlin auf ihre Registrierung wartenden Menschen enttäuscht und 

fordert das unverzügliche Handeln der Verantwortlichen zur schnellsten Veränderung der 

augenblicklichen Situation.  

 

Das Schicksal von Hunderten von Flüchtlingen, die z. T. seit Wochen und Monaten auf ihre 

Registrierung durch das Landesamt für Gesundheit und Soziales (LaGeSo) hoffen, erfüllt uns 

mit Bestürzung und Entsetzen. Von der Politik wird eine Verbesserung der in jeder Hinsicht 

unhaltbaren Situation für die Kinder, Frauen und Männer, für die Kranken und Hilfsbedürfti-

gen, die sich auf dem Gelände des LaGeSo unter freiem Himmel aufhalten, versprochen. 

Die in der BRD Schutzsuchenden sind unverändert fast ausschließlich auf die Hilfe von eh-

renamtlichen Helfern angewiesen – von staatlicher und kommunaler Seite fehlen nach wie vor 

primitivste, selbstverständliche Hilfsleistungen für die dort ausharrenden Menschen, um die-

sen einen menschlich zumutbaren Aufenthalt vor Ort ermöglichen. Wie werden Unterbrin-

gung, Verpflegung, medizinische Grundversorgung und anderweitige erforderliche Betreuung 

durch den Staat organisiert? Warum vergehen  Wochen und Monate, um überhaupt Verände-

rungen in Angriff zu nehmen? Wo bleiben die so oft beschworenen, nicht zuletzt christlichen 

Werte, auf die Deutschland immer so stolz verweist? Humanistische Grundhaltung sieht an-

ders aus! 

Wir fordern auch eine Gleichbehandlung der hier angekommenen Flüchtlinge, unabhängig 

davon, woher sie kommen, welchem Glauben sie angehören und welche Qualifikation sie 

haben.  

Wir fordern, dass sich die Politiker ihrer Verantwortung bei der Einhaltung der „Allgemeinen 

Erklärung der Menschenrechte“ der UNO vom 10. Dezember 1948 bewusst werden.  

 

Die Würde des Menschen ist unantastbar!!! 
 

Berlin, 17. Oktober 2015 


